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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3821 


Der Bundesminister des Innern 

VIII 1-131 120-2/10 


Bonn, den 19. September 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verwaltungs Vereinfachung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD r FDP 
— Drucksache VI/3738 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Gibt es in Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsame Hinrich- 
tungen zur Entwicklung von Modellen, Methoden und Techniken 
rationeller Verwaltungsführung? 

Gemeinsame Einrichtungen von Bund, Ländern und Gemeinden 
zur Entwicklung von Modellen, Methoden und Techniken ratio- 
neller Verwaltungsführung gibt es zur Zeit nicht. Zur Abstim- 
mung im Bereich der Verwaltungsautomatisierung mit Hilfe 
der Elektronischen Datenverarbeitung ist ein Kooperationsaus- 
schuß gebildet worden, der allerdings über keinen eigenen 
Apparat verfügt. 

Im Bundesgebiet befassen sich neben dem Bundesminister des 
Innern, als dem dafür zuständigen Minister, mehrere Stellen mit 
allgemeinen Fragen der Verwaltungsorganisation. 

a) Der Präsident des Bundesrechnungshofes ist aufgrund von 
Kabinettbeschlüssen als Bundesbeauftragter für die Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung tätig und entwickelt in dieser 
Eigenschaft gutachtliche Verbesserungsvorschläge für viele 
V er waltungsspart en. . 

b) Innerhalb der Bundesregierung besteht seit Anfang 1969 
eine interministeriell zusammengesetzte Projektgruppe für 
die Reform der Struktur von Bundesregierung und Bundes- 
verwaltung, die dem Bundesminister des Innern zugeordnet 
ist, und Vorschläge für organisatorische und verfahrens- 
mäßige Verbesserungen zu erarbeiten hat. Sie befaßt sich 
gegenwärtig auch mit der Entwicklung rationeller Verwal- 
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tungsmodelle und mit den Fragen rationeller Verwaltungs- 
führung, allerdings bezogen auf den ministeriellen Bereich. 

c) Daneben besteht die Bundesstelle für Büroorganisation und 
Bürotechnik in Darmstadt, die fachlich dem Bundesminister 
des Innern unterstellt ist. Sie ist eine kleine, aber effektive 
und ausbaufähige Einrichtung, die auch die Möglichkeiten 
des Posttechnischen Zentralamtes mit nutzt. 

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsverein- 
fachung in Köln ist seit langem erfolgreich für den kommunalen 
Bereich tätig. Die Ergebnisse ihrer anerkannt sorgfältigen Ar- 
beiten werden auch für die Bundesverwaltung ausgewertet. 

Die Länder erwägen zur Zeit, eine eigene „Ländergemein- 
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung" zu errichten. 


2. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, auf die Errich- 
tung solcher Einrichtungen hinzuwirken? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß unbeschadet ver- 
fassungsrechtlicher Zuständigkeiten viele der organisatorischen 
Problemstellungen in Bund, Ländern und Gemeinden gleich 
sind. Daraus folgt die grundsätzliche Möglichkeit, diese Fragen 
gemeinsam zu untersuchen und durch gemeinsame Einrichtun- 
gen sachkundige Vorschläge ohne Verpflichtung zur Übernahme 
entwickeln zu lassen. 

Aus diesem Grunde verhandeln die Kommunale Gemeinschafts- 
stelle und das Bundesministerium des Innern über die Bildung 
einer Arbeitsgemeinschaft, die in ihrer Aufgabenstellung über 
einen bloßen Erfahrungsaustausch hinausgeht und eine gewisse 
Arbeitsteilung einschließt. Der Abschluß einer entsprechenden 
Vereinbarung steht bevor. 

Ferner ist dem Vorsitzenden der Ständigen Konferenz der 
Innenminister der Länder der Vorschlag unterbreitet worden, 
unter Einbeziehung vorhandener Stellen eine gemeinsam von 
Bund, Ländern und Gemeinden getragene Einrichtung zu schaf- 
fen, die Modelle, Methoden und Techniken für die moderne 
öffentliche Verwaltung entwickelt. Die äußerst beschränkten 
personellen und finanziellen Mittel könnten so optimal für den 
Gesamtbereich der öffentlichen Verwaltung wirksam werden. 
Die Erörterungen über diesen Vorschlag sind noch nicht ab- 
geschlosssen. 


3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, mit den Län- 
dern und den Kommunalverbänden in Verbindung zu treten, 
um zu einem allgemeinen durchgreifenden Rationalisierungspro- 
gramm für die gesamte öffentliche Verwaltung zu kommen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, in Gesprächen mit den Län- 
dern, den Kommunalen Spitzenverbänden und der Kommunalen 
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Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung die Möglich- 
keiten eines gemeinsamen Rationalisierungsprogramms oder 
doch abgestimmter Rationalisierungspläne zu erörtern. Ziel der- 
artiger Arbeiten muß sein, das Gesamtsystem der öffentlichen 
Verwaltung zu vereinfachen und deren Leistungsfähigkeit zu 
erhöhen. Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß 
bei diesen Überlegungen die vorgegebenen verfassungsrecht- 
lichen Zuständigkeitsregelungen berücksichtigt und streng be- 
achtet werden müssen. Diese Vorschriften schließen aber eine 
fachliche und wissenschaftliche Zusammenarbeit bei der Pro- 
blemlösung nicht aus. 


4. Welche organisatorischen Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für notwendig, um den steigenden Anforderungen der Gesell- 
schaft an den Staat, insbesondere an die Verwaltung gerecht zu 
werden sowie die Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen Dienst 
ohne wesentliche Stellenvermehrung aufzufangen? 

Die Bundesregierung wird bei der Erarbeitung ihres Rationali- 
sierungsprogramms auf folgende Gesichtspunkte besonderes 
Gewicht legen: 

— Verbesserung der Struktur der Behörden, 

— Festlegung klarer Verantwortungsbereiche für den einzel- 
nen Beamten und für die organisatorischen Einheiten, 

— starke Verzahnung zwischen dem neu zu ordnenden öffent- 
lichen Dienstrecht und den Organisationsregelungen, 

— Stärkung des Kostenbewußtseins durch vermehrte Einfüh- 
rung allgemeiner Wirtschaftlichkeitsberechnungen und 
Nutzen-Kosten-Überlegungen, 

— Rationalisierung der Geschäftsabläufe durch Modernisierung 
der Informations- und Führungstechniken sowie Einführung 
neuer Techniken der Arbeitsplanung, 

— stärkere und rechtzeitige Mitwirkung von Rationalisierungs- 
fachkräften bei Gesetzgebungsvorhaben, 

— Überprüfung aller Vorhaben der Bundesverwaltung auf ihre 
Automatisierungseignung, 

— verstärkte Nutzung der Möglichkeiten neuzeitlicher Büro- 
technik. 

Vorschläge der in der Antwort zu Frage 1 genannten Stellen 
werden nach Eingang geprüft und ggf. in das Programm über- 
nommen werden. 

5. Welche Schwierigkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
rasche Verwirklichung notwendiger und vorgesehener Maß- 
nahmen? 

Die Bundesregierung weiß, daß es eine Reihe von Schwierig- 
keiten gibt, die geeignet sein können, eine Durchführung der 
vorgesehenen Maßnahmen zu verzögern. Zu diesen Schwierig- 
keiten gehört u. a., daß 
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— sich die von der Verwaltungs Wissenschaft entwickelten oder 
die in der Wirtschaft erprobten und bewährten Verfahren 
häufig nicht ohne weiteres auf die Verwaltungspraxis über- 
tragen lassen; dabei ist besonders zu berücksichtigen, daß 
sich diese Verfahren häufig an quantifizierbaren Kriterien 
orientieren, die in der öffentlichen Verwaltung weit weniger 
zum Zuge kommen können, 

— die notwendigen tiefgreifenden Änderungen vor allem im 
Bereich der Verfahren und Techniken nicht in einem Zuge 
eingeführt und durchgesetzt werden können, weil Aus- und 
Fortbildung des Personals, das die neuen Instrumente hand- 
haben soll, damit Schritt halten müssen, 

— die öffentliche Verwaltung zur Zeit zu wenig ausgebildete 
Organisationsfachleute hat und mit einem Fortbildungspro- 
gramm der personelle Nachholbedarf nur schrittweise ge- 
deckt werden kann. 


6. Welches organisatorische Instrumentarium benötigt die Bundes- 
regierung, um ein Rationalisierungsprogramm aufzustellen, 
durchzuführen und fortzuschreiben? 

Die Bundesregierung hält das vorhandene Instrumentarium, von 
notwendigen Kapazitätserweiterungen abgesehen, für aus- 
reichend. 

Innerhalb der Bundesregierung ist der Bundesminister des 
Innern für allgemeine Fragen der Verwaltungsorganisation zu- 
ständig. Die notwendige Abstimmung innerhalb der Bundes- 
regierung erfolgt in dem durch § 9 der Gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung der Bundesministerien — Allgemeiner Teil (GGO I) 
geschaffenen Ausschuß für Organisationsfragen, der sich in der 
Vergangenheit bewährt hat und der in Zukunft seine Arbeit 
intensivieren wird. Alle nichtministeriellen Entwicklungsauf- 
gaben werden von der Bundesstelle für Büroorganisation und 
Bürotechnik wahrgenommen. Die Durchführung des Rationali- 
sierungsprogramms im einzelnen obliegt den Ressorts, hier ins- 
besondere den Organisationsreferaten. Für diese werden mo- 
derne Arbeitstechniken entwickelt. Der Präsident des Bundes- 
rechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung schlägt aus seiner unabhängigen Position im 
Gesamtbereich der Verwaltungsorganisatioii Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit vor. 

Eine Verbesserung und Beschleunigung der Rationalisierungs- 
arbeiten wäre durch die in der Antwort auf Frage 2 behandelten 
gemeinsamen Einrichtungen oder die Bildung einer Arbeits- 
gemeinschaft der in Bund, Länder und im kommunalen Bereich 
zuständigen Einrichtungen für die Verbesserung der Wirtschaft- 
lichkeit der Verwaltung zu erreichen. 


Genscher 
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